
 
 
 

21.12.2015 Niederschrift 004/2015 

 

Ausschuss für Arbeitsmarkt und Wirtschaftsförderung 
am 23.11.2015 | Kreishaus Unna | Freiherr-vom-Stein-Saal C.002-C.003 |  
Friedrich-Ebert-Straße 17 | 59425 Unna 
 
 
Beginn 16:00 Uhr Ende 18:15 Uhr 
 
 
Anwesend: 

Vorsitzender 

Herr Martin Wiggermann  

Kreistagmitglieder SPD 

Frau Angelika Chur Vertretung für Frau Christine Hupe 

Herr Hartmut Ganzke  

Herr Jens Hebebrand  

Herr Jürgen Kerl Vertretung für Frau Martina Eickhoff 

Frau Ursula Lindstedt  

Sachkundige Bürger/innen SPD 

Herr Siegfried Pogadl  

Herr Klaus-Peter Winkler  

Kreistagmitglieder CDU 

Herr Jan-Eike Kersting  

Herr Herbert Krusel  

Herr Gerhard Meyer  

Frau Martina Plath anwesend bis 17 Uhr 

Herr Carl Schulz-Gahmen  

Sachkundige Bürger/innen CDU 

Herr Stephan Wehmeier anwesend bis 17 Uhr 

Kreistagmitglieder BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Herr Hans-Ulrich Bangert  

Herr Jochen Nadolski-Voigt  

Kreistagmitglieder Linksfraktion 

Herr Werner Sell  

Sachkundige Bürger/innen GFL-Lünen / UWG-Selm 

Herr Markus Werthebach  

Kreistagmitglieder FW 

Herr Helmut Stalz  
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Verwaltung 

Herr Torsten Göpfert, Dezernent  

Herr Norbert Diekmännken, Fachbereichsleiter  

Herr Dr. Michael Dannebom, Geschäftsführer Wirtschaftsförderungsgesellschaft 

für den Kreis Unna mbH (WFG) 

 

Frau Birgit Scholz, Schriftführerin  
 
 
 

Herr Wiggermann begrüßt die anwesenden Damen und Herren und eröffnet die Sitzung. Er teilt mit, dass die 

Einladung zu der Sitzung am 12.11.2015 verschickt wurde. Da sich auf seine Frage hin niemand meldet, 

dem die Einladung nicht fristgerecht zugegangen ist, stellt er die form- und fristgerechte Einladung sowie die 

Beschlussfähigkeit des Ausschusses fest. Änderungen oder Ergänzungen in der Tagesordnung ergeben 

sich nicht, so dass wie folgt beraten wird:  

  
 
 

Tagesordnung: 

Öffentlicher Teil 

 

Punkt 1    Fragestunde für Einwohnerinnen und Einwohner 
   
 

Punkt 2    Ausbau der Breitbandversorgung im Kreis Unna; 

Bericht Herr Dr. Michael Dannebom, Geschäftsführer der Wirtschaftsförderungsge-

sellschaft für den Kreis Unna mbH (WFG) 
   
 

Punkt 3    Situation der Logistikbranche im Kreis Unna; 

Bericht Herr Dr. Michael Dannebom, Geschäftsführer der WFG 
   
 

Punkt 4   158/15 Sozialticket im Kreis Unna; 

Sachstandsbericht der Verwaltung 
   
 

Punkt 5   153/15 Produkthaushalt 2016 - Budget 50 Arbeit und Soziales 

Bereich Arbeitsmarkt und Wirtschaftsförderung 
   
 

Punkt 6    Mitteilungen der Verwaltung und Anfragen 
   

 

Nichtöffentlicher Teil 

 

Punkt 7    Mitteilungen der Verwaltung und Anfragen 
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Öffentlicher Teil 

Punkt 1  Fragestunde für Einwohnerinnen und Einwohner 

 

Fragen von Einwohnerinnen und Einwohnern ergeben sich nicht. 

 

 

Punkt 2  Ausbau der Breitbandversorgung im Kreis Unna; 

Bericht Herr Dr. Michael Dannebom, Geschäftsführer der Wirtschaftsförde-

rungsgesellschaft für den Kreis Unna mbH (WFG) 

 

Erörterung  

Herr Wiggermann führt aus, dass am 24.11. der Aufsichtsrat der Wirtschaftsförderungsgesellschaft (WFG) 

tage. Es sei ihm wichtig, dass das Gremium zeitnah zur Aufsichtsratssitzung über die Thematik der Punkte 2 

und 3 informiert werde und eine entsprechende Bewertung abgeben könne. 

 

Herr Dr. Dannebom berichtet zum Ausbau der Breitbandversorgung im Kreis Unna anhand einer Folienprä-

sentation, die der Niederschrift als Anlage 1 beigefügt ist. Durch die Digitalisierung der Wirtschaft würden 

erhebliche Anforderungen an die Infrastruktur gestellt (Folie 3). Die Digitalisierung werde alle Belange der 

Wirtschaft betreffen. Big Data sorge für eine Auswertung aller Daten, bezogen auf den Online-Einkauf bzw. 

die Online-Nutzung, sowie eine Verwendung für weitere Geschäftsmodelle. Das „Internet der Dinge“ werde 

zukünftig in der Produktion bzw. Industrie eine Rolle spielen. Jede Maschine funktioniere wie ein eigener 

Computer und so würden die Maschinen miteinander verbunden, sie „kommunizierten“ miteinander. Diese 

Kommunikation benötige Datenleitungen und das habe Konsequenzen auf alle Bereiche, von Verwaltung bis 

Produktion. Der Staat sei ebenfalls involviert, das habe man an den in letzter Zeit neu gefassten gesetzli-

chen Rahmenbedingungen gesehen. Der Kreis Unna verfüge im Vergleich zu anderen Kreisen bereits eine 

gute Versorgung im Bereich des Breitbandausbaus, abgesehen von ländlichen Gebieten (ab Folie 4). Größ-

tenteils könne mehr runter- als hochgeladen werden, und das würden vor allem Unternehmen mit Transpor-

ten von größeren Datenmengen nicht begrüßen. Das Vectoring (Folie 5) erklärt Herr Dr. Dannebom wie folgt: 

Es handele sich um eine Technologie, die auf das vorhandene Kupferkabel gesetzt würde und technologisch 

so eine höhere Mbit-Durchlassrate erziele. Es gebe noch eine Wirtschaftlichkeitslücke, da bisher nicht genü-

gend Nutzer vorhanden seien. Die entstehenden Kosten seien in einem vertretbaren Zeitraum durch die 

nicht ausreichende Anzahl von Nutzern nicht abzudecken. Das „Scoring Modell“ (Folie 6) funktioniere wie 

folgt: Einzelne Parameter in einer bestimmten unterversorgten Region würden addiert (Scoring Punkte). Erst 

über einem bestimmten Level erfolge eine Förderung. Es würde nur das gefördert, was nicht refinanzierbar 

sei. Sobald die Förderkriterien so vorlägen, dass ein Förderantrag gestellt werden könne, würde die Thema-

tik dem Aufsichtsrat vorgestellt. 

 

Durch die SPD-Fraktion werde das Vorhaben unterstützt, so Frau Lindstedt. Bisher liege diesbezüglich eine 

gute Umsetzung vor. 

 

Auf Nachfrage von Herrn Meyer zur Förderung teilt Herr Dr. Dannebom mit, dass es bei dem Ausbau der 

Breitbandversorgung unterschiedliche technische Möglichkeiten gebe. Er habe nur den Weg der Telekom 

erläutert und dieser gehe über den KVZ. Auch die Höhe der Förderung sei an den technologischen Ansatz 

gebunden. Präzise Informationen gebe es landesseitig aus den dortigen Richtlinien noch nicht. 
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Die CDU-Fraktion positioniere sich heute noch nicht, so Herr Meyer. Sie begleite es positiv, möchte aber 

zunächst noch innerhalb der Gesamtfraktion beraten. 

 

Herr Bangert führt aus, dass die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das Vorhaben grundsätzlich unterstüt-

ze. 

 

Herr Stalz, Freie Wähler, und Herr Sell, Linksfraktion, unterstützen das Vorhaben. 

 

Auf Nachfrage von Herrn Nadolski-Voigt erläutert Herr Dr. Dannebom, dass das Vorhaben zunächst bis 

2018 angesetzt sei. Ziel sei es, den Kreis Unna davor zu bewahren, dass er bis 2018 abgehangen werde. 

Damit verbunden seien wirtschaftliche, geschäftspolitische Entwicklungen. Hinsichtlich der Monopolisierung 

gebe es bereits starke Vorwürfe. Viele würden behaupten, hier liefe man direkt in eine Vectorisierungs-Falle, 

eine Sackgassen-Theorie. Das könne im Kreis Unna nicht verhindert werden. Die Vorgehensweise der Tele-

kom sollte bekannt sein und es dürfte keine Doppelinvestition getätigt werden. Versucht würde auch, in den 

Bereichen, in denen eine Wirtschaftlichkeitslücke bestehe, den Markt zu organisieren. Zu den Auswirkungen 

des Vorhabens teilt er mit, dass die Technologie soweit gefördert werden müsse, dass der Kreis Unna für 

Jungunternehmen interessant werde. 

 

Herr Wiggermann teilt abschließend mit, dass die heute gebildete Meinungsäußerung in die Aufsichtsratssit-

zung der WFG transportiert würde. 

 

 

Punkt 3  Situation der Logistikbranche im Kreis Unna; 

Bericht Herr Dr. Michael Dannebom, Geschäftsführer der WFG 

 

Erörterung  

Herr Wiggermann macht deutlich, dass es bei diesem Punkt speziell um eine Problematik gehe, die sich 

gravierend entwickele. In der einen oder anderen Kommune sei die Situation brisant durch die zurzeit ent-

stehenden Leerstände. Viele Logistikunternehmen würden ihre Standorte verlassen und neue Standorte 

innerhalb oder auch außerhalb des Kreises Unna anstreben. 

 

Herr Dr. Dannebom führt seinen Bericht anhand der unter Punkt 2 angeführten Folienpräsentation (siehe 

Anlage 1) fort. Zur Übersicht über die Logistikflächenveränderung (Folie 18) teilt er mit, dass zum Beispiel 

das Gebäude der Metro Unna in den 70er Jahren erbaut worden sei und den heutigen Anforderungen nicht 

mehr entspreche. Auch die energetische Effizienz sei nicht mehr gegeben. Das Gebäude der Metro Kamen 

stamme bereits aus den 60er Jahren. Die DPD habe die Absicht, ihren Standort Richtung Hamm zu verla-

gern, aber diesbezüglich würden noch Gespräche geführt. Amazon beabsichtige eine Räumung der Hallen 

bis 2018 und einen Neubau in der Nachbarschaft. Dieses Vorhaben begrüßt Herr Dr. Dannebom. Hinter den 

Namen der jeweiligen Eigentümer steckten Fonds und hinter jedem Fond verberge sich wiederum ein Ver-

walter, der den Fond bewirtschafte. Aus der nicht mehr zeitgemäßen Immobilie zögen die Firmen aus und 

suchten sich einen neuen Standort auf der „grünen Wiese“. Der neue und moderne Standort würde dann für 

die nächsten 20 bis 25 Jahre genutzt. Es sei aber nicht möglich, 1,1 Millionen Quadratmeter anzubieten, 

diese Fläche sei nicht vorhanden. Bei Amazon funktioniere das, weil die Stadt Werne vorausschauend auf 

diese Situation hingewirkt habe. In den vergangenen drei bis vier Jahren sei der Markt, gemeinsam mit der 

Stadt Werne, vorbereitet worden. Bezüglich der alten Immobilien führt Herr Dr. Dannebom aus, dass ver-

sucht werden müsse, die abgängigen bzw. leer stehenden Immobilien zum Beispiel durch einen Ab-

riss/Neubau so nutzen zu können, dass ein anderes von den angeführten Unternehmen dort einziehen kön-



 
Seite 5 von 8 

ne. Daraus ergebe sich ein sogenannter Ringtausch aller Unternehmen. Das bedeute viel Arbeit, denn man 

müsse über den Fond mit dem Verwalter und dann mit dem Nutzer ins Gespräch kommen.  

 

Auf Nachfragen von Herrn Meyer antwortet Herr Dr. Dannebom, dass die Eigentümer der Immobilien nicht 

immer zu einer Kooperation bereit seien. Zum Beispiel werde bei Woolworth in Bönen seit fünf Jahren nach 

einer Lösung gesucht. Andere wiederum seien durchaus an einem Abriss/Neubau interessiert. Der Ring-

tausch müsse erst einmal anlaufen. Es müssten auch nicht immer hohe Investitionen, wie zum Bespiel der 

Rückkauf von Immobilien, getätigt werden. Wichtig sei eine interkommunale Solidarität, so dass die Unter-

nehmen innerhalb der Kommunen umziehen könnten. Auf diese Weise sei es möglich, die Unternehmen 

regional zu festigen. 

 

Zur Anmerkung von Frau Lindstedt führt Herr Dr. Dannebom aus, dass jeder Einzelfall nur dann ordentlich 

bewertet werden könne, wenn mit allen Beteiligten gesprochen worden sei. Er mache sich keine Sorgen 

darüber, einen bisher für Logistik genutzten Standort erneut vermarkten zu können, denn diese Region sei 

im Bereich der Logistik exzellent. Für die Zukunft müsse überlegt werden müsse, welche Änderungen inner-

halb der Verträge vorgenommen werden müssten. Zurzeit gebe es lediglich eine Rückauflassungsvormer-

kung, die an die Ansiedlungsverpflichtung gekoppelt sei. Diese werde automatisch dann hinfällig, wenn das 

Grundstück, wie verabredet, bebaut sei; dann entfalle der weitere Zugriff. 

 

Auf Nachfrage von Herrn Nadolski-Voigt antwortet Herr Dr. Dannebom, dass man bereits Brachflächen an-

biete. Es würde zurzeit auch sehr früh auf potentielle Leerstände reagiert und daher gebe es auch nicht vie-

le. Die größte Leerstandsfläche sei eben die Woolworth-Immobilie in Bönen. 

 

Herr Wiggermann hebt ebenfalls die interkommunale Solidarität hervor, denn auch innerhalb der Kommunen 

würde bereits über Problemlösungen in diesem Bereich nachgedacht. 

 

Auf Nachfrage von Herrn Stalz erläutert Herr Dr. Dannebom, dass in den vergangenen Jahren im östlichen 

Ruhrgebiet beinahe alle Flächenanfragen hätten bedient werden können. Hier stünde man erst heute an 

dem Punkt, diese Anfragen nicht erfüllen zu können. Somit könnten die Unternehmen möglicherweise erst-

mals ihre eigenen Flächenwünsche nicht realisieren. Das zwinge die Unternehmen zum Umdenken. Insge-

samt handele es sich um einen Lernprozess und mit den Nachbarkommunen gebe es Absprachen. 

 

 

Punkt 4 158/15 Sozialticket im Kreis Unna; 

Sachstandsbericht der Verwaltung 

 

Erörterung 

Herr Göpfert erläutert die Drucksache und schlägt vor, die Thematik in den nächsten Wochen aufzubereiten 

und den Ausschüssen für Kreisentwicklung und Mobilität am 01.03.2016 sowie Soziales, Familie und Gleich-

stellung am 02.03.2016 eine Drucksache zur Beratung vorzulegen. über die dann in der Sitzung des Kreis-

tages am 15.03.2016 entschieden werde. 

 

Herr Hebebrand teilt mit, dass dem Sozialticket ein Erfolgskonzept zugrunde liege. Auch Einzeltickets und 

Mehrfahrtentickets müssten hinsichtlich der Einführung eines Sozialtickets geprüft werden. Im Hinblick auf 

die Flüchtlinge sollte auch den Menschen, die nicht dauerhaft im Kreis Unna verblieben, die Möglichkeit ge-

geben werden, preisgünstig von A nach B zu kommen. 

 



 
Seite 6 von 8 

Auf Nachfrage von Herrn Meyer antwortet Herr Göpfert, dass das Land die Mobilität von Flüchtlingen in einer 

Erstaufnahmeeinrichtung sicherzustellen habe. Das gelte zum Beispiel für Fahrten zu Ärzten, zum Röntgen 

usw. Nicht erfasst davon seien Fahrten zu privaten Zwecken. 

 

Zur Nachfrage von Herrn Bangert äußert Herr Göpfert, dass die Landespauschale eine 

Festbetragspauschale sei und an die refinanzierungsfähigen Aufwendungen anknüpfe. 

 

Herr Diekmännken antwortet auf Nachfrage von Herrn Nadolski-Voigt, dass die VKU eine monatliche Ab-

rechnung über 80.000 bis 90.000 Euro erstelle. Das sei der Nachweis über die monatliche Leistung aus dem 

Sozialetat des Kreises an die VKU. Das Land setze einen Höchstbetrag fest, der an den Kreis Unna fließen 

könne. Dieser Betrag mache sich an der Anzahl hilfebedürftiger Personen fest. 

 

Herr Stalz merkt an, dass sich, soweit er die Drucksache richtig interpretiere, seit 2011 an den Richtlinien 

(über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung des Sozialtickets im Öffentlichen Personennahver-

kehr NRW) nichts geändert habe und man somit bereits in den Jahren 2011 bis 2014 vom Land eine finanzi-

elle Förderung des Sozialtickets hätte bekommen können. Eine entsprechende Antragstellung sei leider 

versäumt worden. Des Weiteren lägen 2015 Nettoaufwendungen in Höhe von 85.000 Euro vor. Hinzu kom-

me ein Landeszuschuss in Höhe von 760.000 Euro. Dies sei für den Kreis durch zusätzlichen Gewinn ein 

gutes Geschäft. 

 

Herr Göpfert antwortet, dass der bisherige Abrechnungsmodus korrekt und sachgerecht vollzogen worden 

sei, denn die Verwaltung handele hier immerhin mit Steuergeldern. Auch bei der Förderung des Landes 

gehe es um Steuergelder. Die Verlustabdeckung der VKU sei im Budget 01 hinterlegt. Demnach müsse für 

den Verlustausgleich an die VKU weniger ausgegeben werden. Auf der einen Seite entstünde somit ein 

Mehraufwand, auf der anderen Seite ein Minderaufwand. Für den dazwischen liegenden, nicht gedeckten, 

Betrag würde eine Förderung beantragt. Es gehöre zu den Grundsätzen der Haushaltsklarheit und der 

Haushaltswahrheit dazu, dass das Wirken offengelegt werde. Das Problem liege darin, dass alle anderen 

Kommunen in anderer Weise gehandelt hätten, denn das Land habe es vorgegeben. Der Kreis Unna hätte 

daraufhin einen Aufwand von rund einer Million Euro angezeigt und im Mai einen Antrag für 2015 gestellt. 

Der Antrag sei ruhend gestellt und im Oktober wäre mitgeteilt worden, dass der Kreis zusätzlich 760.000 

Euro bekäme. Trotzdem lägen für den Kreis auch weiterhin Kosten vor und zwar in Höhe von rund 200.000 

Euro. 

 

Er sehe einen Widerspruch in der Aussage von Herrn Göpfert, so Herr Sell. Des Weiteren teilt er mit, dass 

die gestiegenen Zahlen von Nutzern Sozialtickets ab dem 01.04.2010 berechnet worden seien. Ihm sei es 

lieber, wenn Zahlen aus dem davor liegenden Zeitraum zugrunde gelegt worden wären. 

 

Herr Göpfert sagt zu, eine entsprechende Darstellung zur Niederschrift zu geben (siehe Anlage 2). 

 

Die Drucksache 158/15 wird zur Kenntnis genommen. 
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Punkt 5 153/15 Produkthaushalt 2016 - Budget 50 Arbeit und Soziales 

Bereich Arbeitsmarkt und Wirtschaftsförderung 

 

Erörterung 

Herr Göpfert teilt mit, dass im Jahr 2016 im Aufwand voraussichtlich die Marke von 200 Millionen Euro er-

reicht würden, besonders im Hinblick auf die Kosten der Unterkunft und Heizung. Im Budget seien die Kos-

ten der Unterkunft und Heizung mit 55 Prozent der bestimmende Faktor der Hilfearten. Selbst die Hilfe zur 

Pflege, die in den vergangenen 30 Jahren Sorgen bereitet hätte, stünde mit einem Anteil von 17 Prozent bei 

den Hilfearten hinten an. Er führt folgende Änderungen im Budget 50, relevant für diesen Ausschuss, an: 

 Förderung Sozialticket – Haushaltsentlastung in Höhe von 735.000 Euro durch die erhöhte Landes-

förderung 

 Personalaufwendungen/Erstattung von Personalaufwendungen für das Jobcenter Kreis Unna – Stei-

gerung des Aufwandes in Höhe von rund 1,8 Millionen Euro, Erstattung der Personalaufwendungen 

in Höhe von rund 1,6 Millionen Euro 

 Kommunaler Finanzierungsanteil des Jobcenters Kreis Unna – Mehraufwand in Höhe von rund 

413.000 Euro (Probephase der Zusatzdienstleistung „Servicecenter“ in Höhe von rund 150.000 Eu-

ro, nachhaltige Integration von Flüchtlingen mit Bleiberecht in den Arbeitsmarkt) 

 

Voraussichtlich könne man mit einer zu erwartenden Ergebnisverbesserung in Höhe von rund 5,8 Millionen 

Euro die Risiken im Bereich der Kosten der Unterkunft abfangen. Hinzu käme der Ansatz in Höhe von 96 

Millionen Euro. Die Verwaltung prognostiziere, dass sie im Jahr 2016 diesen Bereich wohl mit einer Gesamt-

summe in Höhe von rund 102 Millionen Euro finanzieren müsse. 

 

Herr Göpfert nennt folgende Risiken: 

 Entwicklung der Flüchtlingspolitik im Zusammenhang mit dem Arbeitsmarkt – Wird es eine erhöhte 

Bundesbeteiligung an den Kosten der Unterkunft geben? 

 Entwicklung der Mietpreise aufgrund der zusätzlichen Nachfrage auf dem Wohnungsmarkt 

 Fortschreibung des schlüssigen Konzeptes zu den angemessenen Kosten der Unterkunft und Hei-

zung 

 Entwicklung der Regelsätze 

  

Es gebe aber auch folgende Chancen: 

 effektive Arbeit des Jobcenters - gute Integrationsquote 

 Arbeitsmarktpolitisches Programm und Maßnahmen 

 stabile Entwicklung am Arbeitsmarkt 

 Integration von Flüchtlingen in den Arbeitsmarkt („Integration-Point“) 

 Erhöhung Wohn- und Kindergeldbeträge zum 01.01.2016 

 

Abschließend führt Herr Göpfert aus, dass 35 Prozent der Hilfeaufwendungen im Bereich „Teilhabe und 

Förderleistungen“ in den Bereich „Bildung und Teilhabe“ fließen würden. Hier bewege man sich rückläufig 

und somit stünden rund 80.000 Euro weniger auf der Aufwandsseite, aber auch 133.000 Euro weniger auf 

der Ertragsseite. Das hinge mit der Verteilung der Bundesbeteiligung zusammen. 

 

Herr Wiggermann führt aus, dass das Ergebnis im Bereich der Kosten der Unterkunft wesentlich besser 

ausgefallen sei, als er es erwartet hätte. Er ordne das Ergebnis den nicht beeinflussbaren Faktoren wie zum 

Bespiel dem Winter zu, und insbesondere auch dem Personal, der Geschäftsführung des Jobcenters sowie 
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der Bundesagentur. Ebenfalls beteiligt sei der Fachbereich 50 Arbeit und Soziales. Insgesamt könne man 

hier von einem Team-Ergebnis sprechen. 

 

Auf Nachfrage von Herrn Stalz antwortet Herr Göpfert, dass sich das Programm „Perspektive 50 plus“ an 

lebensältere, arbeitslose Leistungsbezieher und das Programm „Jobperspektive“ an Langzeitarbeitslose 

richte. Die beiden Programme hätten bezüglich ihrer Ausrichtung nichts miteinander zu tun. Bei dem Pro-

gramm „Perspektive 50 plus“ seien die über das Bundesprojekt zur Verfügung gestellten Stellen zu 100 Pro-

zent durch den Bund finanziert worden. Jetzt würden die bisher durch den Bund finanzierten Stellen in den 

allgemeinen Haushalt des Jobcenters integriert. Zum 01.01.2016 würden demnach 15,2 Prozent durch den 

kommunalen Träger mitfinanziert. Eine Darstellung dazu, wie viele Stellen im Laufe des Projektes „Perspek-

tive 50 plus“ vermittelt worden seien, werde er zur Niederschrift geben. Die Darstellung ist dieser Nieder-

schrift als Anlage 3 beigefügt. 

 

Abschließend führt Herr Meyer aus, dass mit dem Jobcenter im Kreis Unna ein System geschaffen worden 

sei, das im Landesvergleich die höchste Anzahl an Integrationen (im Typ 3 C) erreicht habe. Im Jobcenter 

gebe es die Möglichkeit, Eingliederungsmittel, die vorrangig für den Ausgleich von Defiziten bei den Bewer-

bern genutzt werden sollten, in Verwaltungskosten umzuwandeln, um dafür zum Beispiel mehr Mitarbeiter 

beschäftigen zu können. Das Jobcenter Kreis Unna mache davon kaum Gebrauch und sei somit auch in 

diesem Bereich auf dem ersten Platz. Herr Meyer spricht sich dafür aus, dass dieser Ausschuss in Zukunft 

seinen Fokus auf die Wirtschaftsförderung richte, denn dort belege der Kreis Unna im Landesvergleich kei-

neswegs die ersten Plätze. 

 

Der Produkthaushalt 2016 – Budget 50 Arbeit und Soziales wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

Punkt 6  Mitteilungen der Verwaltung und Anfragen 

 

Anmerkung von Herrn Sell: 

Aus der Drucksache 085/10 gehe hervor, dass 4.277 Personen im Dezember 2009 Inhaber eines Sozialti-

ckets gewesen seien. 

 
 
 

 
 
 

Anlagen 

1. Präsentation “Breitbandversorgung im Kreis Unna und Situation der Logistikbranche im Kreis Unna“; 

Bericht Herr Dr. Dannebom 

2. Darstellung: Bezieher des Sozialtickets vor 2010 

3. Darstellung: Vermittlungen im Projekt „Perspektive 50 plus“ 

 
  
 
 
 
 
gez. Birgit Scholz    ges. Martin Wiggermann 
Schriftführerin    Vorsitzender 
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